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§ 4
Die Ministerien, Staatssekretariate und Ge­

neraldirektionen werden verpflichtet, bis zum 
28. Februar 1953 gemeinsam mit den Zentralvor- 
atänden der Industriegewerkschaften vor dem Ab­
schluß der Kollektivverträge für das Jahr 1953 
eine Kontrolle und Berichterstattung' über die Er­
füllung der Kollektivverträge des Jahres 1952 auf 
den Sitzungen der Kollegien der Ministerien und 
Staatssekretariate durchzuführen.

(2) In den Betrieben haben die Betriebsleiter 
vor dem Abschluß der Betriebskollektivverträge 
für das Jahr 1953 eine Kontrolle und Bericht­
erstattung über die Erfüllung des Betriebskollek­
tivvertrages 1952 in- einer Betriebsversammlung 
durchzuführen, an die sich die Berichterstattung 
der BGL-Vorsitzenden anschließt.

II.
Lohngefüge für das Jahr 1953

§ 5
(1) Die Lohn- und Gehaltssumme für die Arbeiter 

und Angestellten in den volkseigenen und ihnen 
gleichgestellten Betrieben für das Jahr 1953 ist in 
Übereinstimmung mit den Planaufgaben im Volks­
wirtschaftsplan 1953 festgelegt.

(2) Für die Beschäftigtengruppen in den volks­
eigenen Betrieben der Wirtschaftszweige, in denen 
die Lohn- und Gehaltssätze durch die Verordnungen 
vom 28. Juni 1952, nämlich:

a) Verordnung über die Erhöhung des Arbeits­
lohnes für qualifizierte Arbeiter in den wich­
tigsten Industriezweigen (GBl. S. 501);

b) Verordnung über die Rechte und Pflichten der 
Meister in den volkseigenen und ihnen 
gleichgestellten Betrieben und über die Er­
höhung ihrer Gehälter (GBl. S. 504);

c) Verordnung über die Erhöhung der Gehälter 
für Wissenschaftler, Ingenieure und Techniker 
in der Deutschen Demokratischen Republik 
(GBl. S. 510);

d) Verordnung vom 31. Januar 1952 über die Ent­
lohnung und Prämiierung von Lehrausbildern, 
Lehrmeistern und Lehrobermeisfem in volks­
eigenen und ihnen gleichgestellten Betrieben 
(GBl. S. 105)

festgesetzt wurden, gelten die Lohn- und Gehalts­
sätze dieser Verordnungen und werden Bestandteil 
des Betriebskollektivvertrages.

(3) Für alle übrigen Beschäftigtengruppen der 
volkseigenen und ihnen gleichgestellten Betriebe, 
die nicht unter die Verordnungen vom 28. Juni 1952 
und 31. Januar-1952 fallen, gelten die Lohn- und 
Gehaltssätze auf der Grundlage der Verordnung 
vom 17. August 1950 über die Verbesserung der 
Entlohnung der Arbeiter und Angestellten in den 
volkseigenen und ihnen gleichgestellten Betrieben 
(GBl. S. 839) und der Verordnung vom 7. Sep­
tember 1950 zur Ergänzung und Berichtigung dieser 
Verordnung (GBl. S. 947).

(4) Alle Lohn- und Gehaltsregelungen, die nicht 
in der Verordnung festgelegt sind, sind aus den 
Rahmen- bzw. Betriebskollektivverträgen des 
Jahres 1952 zu entnehmen.

§ 6
(1) Auf alle in den Kollektivverträgsn 1953 fest­

gelegten Grundgehälter und Monatslöhne darf die

Summe der Leistungszuschläge in den einzelnen 
Gruppen gegenüber dem Jahre 1952 nicht erhöht 
werden.

In Betrieben, deren Rahmenkollektivvertrag des 
Wirtschaftszweiges eine höhere prozentuale Be­
grenzung für die Bezahlung der Leistungszuschläge 
enthält, darf die gegenwärtig gezahlte Summe der 
Leistungszuschläge nicht überschritten werden.

(2) Das gilt nicht für die Gehaltssätze, die auf 
Grund der im § 5 Abs. 2 angeführten Verordnungen 
gezahlt werden.

9 '
Für die Einstufung der Betriebe in die Orts­

klassen ist das gegenwärtig geltende Ortsklassen­
verzeichnis maßgebend.

§ 8
Die Einführung neuer oder die Abänderung 

bestehender Prämiensysteme für Zeitlohnarbeiter 
ist von der zuständigen Abteilung Arbeit und 
Berufsausbildung des Rates des Stadt- oder Land­
kreises zu genehmigen.

III.
Registrierung

§ 9
(1) Die Registrierung der Betriebskollektivver­

träge erfolgt für die den Ministerien, Staatssekre­
tariaten oder Generaldirektionen unterstellten Be­
triebe durch das zuständige Ministerium, Staats­
sekretariat bzw. die Generaldirektionen und ent­
sprechend den Beschlüssen des Bundesvorstandes 
des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes durch 
den Zentralvorstand der zuständigen Industrie­
gewerkschaft.

(2) Zur Unterstützung der Ministerien für 
Schwermaschinenbau, Transportmittel- und Land­
maschinenbau, Allgemeiner Maschinenbau, Leicht­
industrie, Land- und Forstwirtschaft und des 
Staatssekretariates für Nahrungs- und Genuß­
mittelindustrie, die eine große Zahl von Betriebs­
kollektivverträgen zu registrieren haben, werden 
die Betriebskollektivverträge vor der Registrierung 
von den zuständigen Abteilungen Arbeit und Be­
rufsausbildung der Räte der Stadt- und Landkreise 
und bei den Gebietsvorständen der Industrie­
gewerkschaften auf ihre Richtigkeit geprüft und 
bestätigt. Die Bestätigung hat innerhalb von drei 
Tagen zu erfolgen.

(3) Die geprüften und bestätigten Betriebskollek­
tivverträge werden den zuständigen Zentralvor­
ständen der Industriegewerkschaften und den zu­
ständigen Ministerien bzw. Staatssekretariaten zur 
Registrierung zugeleitet.

(4) Die Registrierung der Betriebskollektivver­
träge für die volkseigenen und ihnen gleich­
gestellten Betriebe der örtlichen Wirtschaft erfolgt 
durch die Abteilungen Industrie und Handwerk 
des Rates des Stadt- oder Landkreises und den 
Gebietsvorstand der zuständigen Industriegewerk­
schaft nach vorhergehender Bestätigung durch die 
Abteilungen Arbeit und Berufsausbildung des 
Rates des Stadt- oder Landkreises.

§ 10
(1) Die Betriebskollektivverträge sind von dem 

Betriebsleiter mit allen Anlagen spätestens drei 
Tage nach ihrer Unterzeichnung in siebenfacher 
Ausfertigung den mit der Bestätigung und Re­
gistrierung beauftragten Stellen einzureichen.


